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TAMARA EHS, Wien 

(Studium der) Rechte für Frauen?  
Eine Frage der Kultur!∗ 

The universities did not remain unaffected by the social and cultural transformations of the First World War. The 
women's movement had already secured access for women to the Faculties of Philosophy and Medicine at the Habs-
burg universities (1897 and 1900 respectively), but the Law Faculty still remained closed to them - as did Theology. 
The war not only gave the women's movement a boost but also showed that there was a need (although mostly only 
'apparent' in very specific areas) for legally educated females, for example in welfare, youth welfare in particular. 
The women's associations backed up their claims to equal rights with references not just to the constitution but also 
to the idea of culture: they contended that it was unworthy of a 'Kulturstaat' such as Austria-Hungary not to allow 
its women access to education when it had become the norm elsewhere. Since 1871 in particular, Austria-Hungary 
had sought to represent itself as a 'Kulturstaat' (cultured state), in contrast to the Prussian 'Machtstaat' (power 
state). Above all, the Viennese Professor for Constitutional and Administrative Law, Edmund Bernatzik, supported 
by his daughter Marie Hafferl-Bernatzik, petitioned alongside the women's associations for women to be admitted to 
the study of law. The struggle over the law faculties as male bastions was intimately connected to the progression of 
the war for Austria-Hungary. Jurisprudence had always been an integral part of the governmental system: the title 
Doctor iuris was a necessary prerequisite for any position in the higher echelons of the Austrian civil service well 
into the twentieth century, and most influential politicians generally came from the ranks of law graduates. Access 
to knowledge about the law and the state was therefore a direct qualification to act in and on the law and the state. 
This action became all the more significant as the Habsburg Monarchy gradually disintegrated. Political conse-
quences were not drawn from the accelerated social change until the upheaval of 1918/19, when the law faculties 
were also finally opened to women. 

 

I. Einleitung 
Der Erste Weltkrieg ließ auch die Universitäten 
nicht unberührt, manifestierte sich an ihnen 
doch ein Wandel der gesellschaftlichen und 
politischen Kultur. Denn der Krieg hatte der 
Frauenbewegung Auftrieb verschafft, die zwar 
schon die Zulassung an die Philosophischen 
(1897) und Medizinischen (1900) Fakultäten der 
k.k. Universitäten1 errungen hatte; doch die 

                        
* Teile dieses Beitrags wurden am 14. 4. 2011 bei der 
Tagung Cultures at War am St Hilda’s College der 
Universität Oxford vorgetragen. Für wertvolle Hin-
 

Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultäten – 
wie auch die Theologischen – blieben ihnen 
weiterhin verschlossen. Allerdings zeigte der 
Krieg, dass man (angeblich in bestimmten Berei-
chen ganz besonders) auf die juristisch-
staatswissenschaftlich und nationalökonomisch 

                        
weise danke ich Johann Dvořák, Jill Lewis und Wolf-
gang Maderthaner, für seine Gastfreundschaft Peter 
Mikl vom Austrian Cultural Forum London. 
1 Die k.k. Universitäten waren: Wien, Graz, Innsbruck, 
Prag [Praha] (die tschechische und die deutsche Uni-
versität), Krakau [Kraków], Lemberg [Lwiw, Lwów] 
und Czernowitz [Tscherniwzi].  
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gebildete weibliche Arbeitskraft angewiesen 
war: „Die Notwendigkeit zur Heranziehung 
staats- und wirtschaftswissenschaftlich vorge-
bildeter Frauen auf dem Fürsorgegebiete, insbe-
sondere zur Jugendfürsorge, haben die Kriegser-
fahrungen gesteigert […] Uns ist es unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen geradezu unmög-
lich geworden, geeignete männliche Kräfte mit 
staatswissenschaftlicher Ausbildung für unsere 
Fürsorgearbeit hauptämtlich zu gewinnen“2, so 
der Landeskommissär für Kinderschutz und 
Jugendfürsorge in Mähren. 

Die Frauenvereine wiederum argumentierten 
neben (verfassungs-)rechtlichen Entgegnungen 
mit dem Kulturhinweis: Es könne doch nicht 
sein, dass der angebliche Kulturstaat Österreich 
seinen Frauen nicht erlaube, was anderswo 
längst Usus ist. Denn insbesondere seit 1871 
hatte sich Österreich-Ungarn als Kulturstaat, als 
Pendant zum preußischen Machtstaat darge-
stellt. Folglich versuchte das Unterrichtsministe-
rium, Frauen zwar rechts- und staatswissen-
schaftlich zu bilden, sie aber bloß nicht zum 
Jusstudium zulassen zu müssen. Denn ein Ab-
schluss des Studiums der Rechte war mit Be-
rechtigungen verbunden, wie zum Eintritt ins 
Richteramt, den Anwaltsberuf und insbesondere 
den höheren Staatsdienst. Die Idee war schließ-
lich, ein neues Studium, nämlich das Staatswis-
senschaftliche Doktoratsstudium für Frauen und 
Ausländer zu schaffen; für Frauen, weil man sie 
in der (Kriegs-)Fürsorge benötigte, und für Aus-
länder, weil man – wie der Kriegsverlauf offen-
barte – bessere diplomatische Kontakte brauch-
te. 

Erst der Umbruch 1918/19 wurde dem in den 
Kriegsjahren verstärkten gesellschaftlichen 
Wandel auch politisch gerecht und das Rechts-
studium Frauen zugänglich gemacht. 

                        
2 Bericht der Deutschen Landeskommission für Kin-
derschutz und Jugendfürsorge in Mähren an das k.k. 
Ministerium für Kultur und Unterricht, Juli/ 
September 1918 (ÖStA, AVA, Fasz 2599, Az. 17949). 

II. Die Zulassung der Frauen  
zum Rechtsstudium 
Mit dem Aufstieg des Liberalismus seit den 
späten 1860er Jahren erfuhr auch das Bildungs-
wesen etliche Reformen etwa mit dem Reichs-
volksschulgesetz 1869 oder der Aufhebung der 
Korporationsuniversitäten in Wien und Prag 
samt Neuregelung der Rigorosenordnung 1872 
und dem Gesetz über die Organisation der Uni-
versitätsbehörden 1873. In Konsequenz zur 
rechtlich-organisatorischen Liberalisierung setz-
te eine signifikante Zunahme von Studierenden 
an den höheren Schulen und Universitäten ein. 
Dadurch erreichte Österreich in den Jahren vor 
dem Ersten Weltkrieg bezogen auf die Bevölke-
rungsgröße die höchste Studierendenquote Eu-
ropas3. Dass die Universitäten für diesen An-
drang allerdings weder ausgestattet waren noch 
wurden, berichtet Paul Stefan in seiner Chronik 
„Das Grab in Wien“ (1913): „Die Universität in 
Wien – und wie sah es erst in den Ländern aus – 
hatte längst keinen Platz für ihre Hörer, und 
Boshafte wünschten, daß einmal wirklich alle 
Eingeschriebenen ihre Vorlesung besucht hät-
ten.“4 

Der Zustrom an die Universitäten hing auch mit 
dem Bildungsbegehren der Frauen zusammen, 
dieses wiederum mit der demographischen 
Entwicklung5 und ökonomischen Notwendig-
keiten. Denn Frauen waren seit den 1860ern in 
der Mehrzahl und einigen daher das „Versor-
gungsinstitut Ehe“ verschlossen; zudem hatte 
der Gründerkrach, der Schwarze Freitag des 
Jahres 1873, vor allem den Frauen der bürgerli-
chen Schicht schmerzlich vor Augen geführt, 
dass sie im Gegensatz zu den Arbeiterinnen 
nichts gelernt hatten, das sie einsetzen konnten, 
um den Erhalt der Familie zu bestreiten.6 So 

                        
3 Vgl. STIMMER, Universität und Hochbürokratie 71 f. 
4 STEFAN, Grab in Wien 10. 
5 Näher: HOCHSTADT, Demography and Feminism. 
6 Vgl. HEINDL, Entwicklung des Frauenstudiums 22. 
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organisierten sie sich in Vereinen, um für die 
Zulassung der Frauen zum Universitätsstudium 
zu werben und zu petitionieren. Einer der wich-
tigsten war der 1888 in Wien gegründete „Ver-
ein für erweiterte Frauenbildung“, der auf die 
Einrichtung von Mädchengymnasien drängte. 
Denn ein Gymnasialabschluss samt Reifeprü-
fung bildete die Voraussetzung für ein Universi-
tätsstudium. Die gymnasiale Mädchenschule 
des Vereins für erweiterte Frauenbildung wurde 
1892 eingerichtet; schon 1896 traten die ersten 
Schülerinnen am k.k. akademischen Gymnasi-
um in Wien, einem Knabengymnasium, zur 
externen Matura an, nachdem das Unterrichts-
ministerium per Verordnung vom 9. März 1896 
Frauen zur Ablegung der Knabenmaturitätsprü-
fung zugelassen hatte.7 

Außerdem hatte man mittlerweile die teilweise 
Öffnung der Universitäten für Frauen erreicht8, 
wenn auch Österreich das vorletzte Land Euro-
pas war, das Frauen das Studium erlaubte9: Im 
Herbst 1897 inskribierten erstmals drei Frauen 

                        
7 Verordnung des Ministers für Cultus und Unterricht 
an alle Landesschulbehörden, betreffend die Maturi-
tätsprüfungen für Frauen, 9. 3. 1896, Nr. 18 (Dieser 
vorangegangen war die Verordnung des Ministers für 
Cultus und Unterricht an alle Landesschulbehörden, 
betreffend die Maturitätsprüfungen, welchen sich 
Frauen zu unterziehen beabsichtigen, 21. 9. 1878, 
Nr. 34). 
8 Vgl. Verordnung des Ministers für Cultus und Un-
terricht, betreffend die Zulassung von Frauen als 
ordentliche oder außerordentliche Hörerinnen an den 
philosophischen Fakultäten der k.k. Universitäten, 
23. 3. 1897, Nr. 19. 
9 Das Schlusslicht bildete Preußen, das seine Universi-
täten erst 1908 für Frauen öffnete, allerdings nicht 
selektiv nur manche Fakultäten wie Österreich, son-
dern auch die Juridische. Doch durften Frauen dort 
zwar zu Doktorinnen der Rechte promovieren, aller-
dings nicht das Staatsexamen ablegen und den juristi-
schen Referendardienst absolvieren. Lediglich Bayern 
ließ Frauen seit 1912 zur ersten Staatsprüfung zu, 
jedoch mit dem Vorbehalt, dass daraus kein Anrecht 
auf Zulassung zur zweiten Staatsprüfung und damit 
auf Zugang zum höheren Staatsdienst erfolge (vgl. 
HUERKAMP, Bildungsbürgerinnen 110). 

als ordentliche Hörerinnen an der Philosophi-
schen Fakultät der Universität Wien; ab dem 
Jahr 1900 war auch die Medizinische Fakultät 
den Frauen zugänglich. Diese Entwicklung ließ 
hoffen, dass bald die gesamte Universität, insbe-
sondere auch die Rechts- und Staatswissen-
schaftliche Fakultät Frauen zulassen würde. 
Entsprechend stellte der Wiener Professor für 
Staats- und Verwaltungsrecht, Edmund Ber-
natzik, gestützt auf die Frauenbildungsvereine 
im Frühjahr 1899 bei der Rechts- und Staatswis-
senschaftliche Fakultät den Antrag, das Ministe-
rium zu ersuchen, auch jene Fakultät für Frauen 
zu öffnen. Bernatzik wurde schließlich beauf-
tragt, ein Gutachten10 zu erstatten, woraufhin 
sein Antrag in der Sitzung vom 9. Feber 1900 
mit Stimmenmehrheit angenommen und ans 
Unterrichtsministerium weitergeleitet wurde. 

In jenem Gutachten argumentierte Edmund 
Bernatzik, dass die Zulassung von Frauen zu 
allen Fakultäten doch eine logische Konsequenz 
aus ihrer Zulassung zu den Maturitätsprüfun-
gen sei, die ja – zumindest bei den männlichen 
Maturanten ausdrücklich – die geistige Reife 
zum Besuch einer Universität bekunden wür-
den11. Außerdem zeigte er den Vergleich zu 
anderen Ländern auf und trat der Sorge entge-
gen, ein Universitätsstudium würde die Frau 
ihrem „natürlichen Berufe“ als Gattin und Mut-
ter entziehen. Schließlich erörterte er den Art. 18 
des Staatsgrundgesetzes („Es steht jedermann 
frei, seinen Beruf zu wählen und sich für den-
selben auszubilden, wie und wo er will“) und 
intendierte so auf die Verfassungswidrigkeit12 

                        
10 Vgl. BERNATZIK, Zulassung der Frauen. 
11 Denn die Verordnung vom 9. 3. 1896 hatte be-
stimmt: „Candidatinnen, welche die Prüfung bestan-
den haben, erhalten Maturitätszeugnisse nach dem 
für die Maturitätsprüfung an den Gymnasien vorge-
schriebenen Formulare, jedoch mit Hinweglassung 
der Bemerkung über die Reife zum Besuche einer 
Universität“. 
12 Gemäß den Erinnerungen Käthe Leichters wurde 
die Verfassungswidrigkeit erprobt, indem Leichter, 
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des Ausschlusses der Frauen vom Rechtsstudi-
um. Abschließend brachte Bernatzik den Ge-
danken der Menschenwürde und der christli-
chen Zivilisation ins Spiel: die „Ansicht von der 
Minderwertigkeit des Weibes“13 sei „der Ueber-
rest einer barbarischen, unserer Culturstufe 
nicht entsprechenden“ Idee. 

Derartige kulturelle Argumente sollten später, 
im Ersten Weltkrieg, noch großes Gewicht be-
kommen. Insbesondere in den Kriegsjahren 
wurde die Zulassung der Frauen zum Rechts-
studium verstärkt als Kulturfrage diskutiert. 

Der 1900 von der Wiener Rechts- und Staatswis-
senschaftlichen Fakultät an das Unterrichtsmi-
nisterium gerichtete Antrag blieb ohne Erfolg, 
obwohl sich auch die juristischen Fakultäten in 
Graz und Innsbruck (mit Einschränkungen) dem 
Begehren angeschlossen hatten. Wenigstens aber 
erließ das Ministerium am 28. April 1901 eine 
Verordnung, dass ab nun auch in den Matu-
razeugnissen der Frauen die Reife zum Besuch 
der Universität zu bekunden sei.14 Dies machte 
den inhärenten Widerspruch noch offensichtli-
cher und lieferte den Frauenvereinen ein weite-
res starkes Argument. Im Jahre 1913 hielt Marie 
Hafferl, die Tochter Edmund Bernatziks, im 
Verein für erweiterte Frauenbildung einen Vor-

                        
Marie Hafferl sowie zwei weitere Frauen jedes Semes-
ter das juridische Dekanat aufsuchten, um zu inskri-
bieren. Die Zurückweisung aufgrund ihres Ge-
schlechts ließen sie sich schriftlich ausfertigen und 
brachten dann Klage beim Reichsgericht ein. Dort sei 
sie jedoch unbearbeitet liegen geblieben (vgl. STEINER, 
Käthe Leichter 377). Diese Anekdote Leichters, nie-
dergeschrieben in NS-Isolationshaft und geheim, 
konnte allerdings durch die Unterlagen des Reichsge-
richts nicht verifiziert werden. Auch der Leichter-
Biographin Jill Lewis (Universität Swansea) ist keine 
derartige Klage bekannt. 
13 Zur angeblichen Minderwertigkeit der Frau zirku-
lierten in jener Zeit zahlreiche Studien, etwa MOEBIUS, 
Physiologischer Schwachsinn des Weibes oder 
WEININGER, Geschlecht und Charakter. 
14 Vgl. Verordnung des Ministers für Cultus und 
Unterricht, 28. 4. 1901, Nr. 20. 

trag, der sich auf das Gutachten ihres Vaters 
stützte, in der rhetorischen Schärfe aber darüber 
hinaus ging, vor allem in der Kulturargumenta-
tion: „Österreich folgt auf dem Gebiete der 
Frauenemanzipation nur in weitem Abstand 
und widerwillig den Fortschritten aller übrigen 
zivilisierten Staaten […] Kein Kulturstaat fehlt in 
der Reihe. Italien, Belgien, Holland, England, 
Dänemark, Schweden, Norwegen, Rumänien, 
Bulgarien, Finnland, Japan, alle haben der Frau 
auch diese Bildungsmöglichkeit gewährt. Sogar 
in Rußland […] Aber auf was wollen wir Frauen 
in Österreich noch warten? Vielleicht bis auch 
China uns mit dieser Reform zuvorkommt?“15 

Die vergleichsweise abschätzigen Erwähnungen 
Russlands und Chinas weisen auf das damals 
gerade unter Bildungsbürgern gängige Negativ-
stereotyp der unkultivierten Ostvölker, der un-
zivilisierten Barbaren hin.16 Sollte der „deutsche 
Kulturstaat Österreich“17 in der Frage der Frau-
enbildung etwa selbst den asiatischen Völkern 
nachstehen? Hafferl empörte sich und charakte-
risierte in ihrem Referat noch weitere Male die 
Zulassung der Frauen zum Rechtsstudium als 
Kultur- und Zivilisationsfrage: „Heutzutage […] 
ist die kulturelle Mitarbeit der Frau durchaus 
nicht zu entbehren, und je früher sie nutzbar 
gemacht wird, desto rascher schreitet das Land 
zu höherer Zivilisation empor“18; und sie kriti-
sierte die „Reste mittelalterlicher Gedanken […] 
die wir noch aus der Zeit der kriegerischen Ge-
sellschaftsform mit uns schleppen.“19 Im Früh-
jahr 1914 brachte Marie Hafferl diese Argumen-
te gemeinsam mit Editha Mautner von Markhof, 

                        
15 HAFFERL, Rechtsstudium der Frauen 13. 
16 Diese kulturelle Grenzziehung zwischen Europa 
und Asien diente auch als innere Abgrenzung des 
„deutschen Kulturstaats Österreich“ gegenüber den 
„asiatischen“, d.h. den angeblich rückständigen Tei-
len der Monarchie, wie sie FRANZOS, Halb-Asien be-
schrieben hatte (siehe dazu ESSEN, Im Zwielicht). 
17 FRANZOS, Aus der großen Ebene 1, XV.  
18 HAFFERL, Rechtsstudium der Frauen 14. 
19 Ebd. 16. 
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der Präsidentin des Vereins für erweiterte Frau-
enbildung, in einer Petition beim Unterrichtsmi-
nisterium ein20. 

Die langen Kriegsjahre taten der Frauenbil-
dungsbewegung keinen Abbruch. Im Gegenteil, 
nun konnten die Frauen ihre Fähigkeiten unter 
Beweis stellen und forderten umso vehementer 
den Zugang zur Rechts- und Staatswissenschaft-
lichen Fakultät. Im März 1916 überreichte der 
„Verein für realgymnasialen Mädchenunter-
richt“ dem Unterrichtsministerium die Denk-
schrift „Die Zulassung der Frauen zum juristi-
schen Studium“, die Walter Schiff21, Professor 
für Politische Ökonomie und Statistik an der 
Universität Wien sowie gemeinsam mit Anna 
Postelberg Vereinsmitbegründer, verfasst hatte. 
Die Schrift hob mit dem Wunsch an, dass öster-
reichische Frauen „nicht schlechter gestellt blei-
ben mögen als die Frauen in anderen Kultur-
staaten“22 und nahm explizit auf den Gesell-
schaftswandel Bezug: „Und gerade jetzt, in der 
Kriegszeit, sind in früher ungeahntem Umfange 
Frauen zur Betätigung im öffentlichen Leben 
herangezogen worden; selbst die Behörden wa-
ren vielfach gezwungen, sich der ehrenamtli-
chen Mitarbeit gebildeter Frauen zu bedienen“23 
und weiter: „Man darf auch nicht etwa meinen, 
dieser in Kriegszeiten geschaffene Zustand wer-
de mit dem Kriege wieder verschwinden. Im 
Gegenteil. Wie immer sich die Verhältnisse nach 
Wiederkehr des Friedens gestalten mögen – das 
eine ist sicher, daß Staat und Gesellschaft vor 
ganz neue Aufgaben gestellt, daß ungeheure 
volkswirtschaftliche, soziale, organisatorische 
Probleme zu lösen sein werden und daß zu de-
ren Bewältigung die Freimachung und Entwick-
lung aller in der Bevölkerung vorhandenen geis-
tigen Kräfte erforderlich ist.“24 

                        
20 Vgl. ANONYMA/ANONYMUS, Notiz [1]. 
21 Zu Schiff siehe näher MÜLLER, Walter Schiff. 
22 SCHIFF, Zulassung der Frauen 3. 
23 Ebd. 5. 
24 Ebd. 6. 

Dieser Antrag entfaltete ebenso wenig Wirkung 
wie die vorhergegangen und auch wie jener des 
„Bundes österreichischer Frauenvereine“. Letz-
terer hatte sich an den Akademischen Senat der 
Universität Wien gewandt, der jedoch den Be-
schluss fasste, dass die Zulassung der Frauen 
gerade zu diesem Zeitpunkt äußerst ungeeignet 
wäre, weil sie die unter Waffen stehenden 
männlichen Studierenden benachteiligen würde. 
Entsprechend zynisch kommentierte die Frau-
enrechtlerin Leopoldine Kulka in neun Punkten, 
warum es wohl unpassend sei: „1. haben sich 
die Frauen während des Krieges auf allen Gebie-
ten als überflüssig und unbrauchbar erwiesen. 
2. Dürfte nach dem Krieg Staat und Volkswirt-
schaft für keinerlei Kräfte Verwendung haben. 
3. Wird ein Überfluß an Männern da sein, wie 
nie vorher. 4. Sind derzeit die Hörsäle mit 
männlichen Hörern so überfüllt, daß für weibli-
che kein Platz gemacht werden kann. 5. Ist die 
Existenz aller Mädchen und Frauen in Zukunft 
so gesichert wie noch nie, so daß es ganz ver-
fehlt erscheint, ihnen neue Berufe zu eröffnen 
[…]“ etc.25 

Tatsächlich waren Frauen in den Jahren des 
Ersten Weltkriegs an der Universität, also an der 
Philosophischen und Medizinischen Fakultät, 
verhältnismäßig stark präsent, weil ein Großteil 
der männlichen Studenten eingerückt war. Dies 
weckte die Missgunst jener, die durch den 
Kriegsdienst ihre Ausbildung unterbrechen 
mussten, und war hinsichtlich der allgemeinen 
Stimmung einem neuerlichen Antrag ans Unter-
richtsministerium nicht gerade zuträglich. Geg-
ner der Fakultätsöffnung wie Hermann Reitzer, 
Jurist im Kriegsministerium, sahen in den Bil-
dungsbestrebungen der Frauen nämlich „eine 
ernste Gefahr für die Universitätshörer im Sol-
datenrock“ in Hinblick auf deren Karrierechan-
cen. Denn Frauen würden sich „vielfach nur ein 
Taschengeld verdienen wollen“, daher als 

                        
25 KULKA, Notiz. 
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Lohndrückerinnen auftreten und somit den 
Kriegsheimkehrern das Leben erschweren. Reit-
zer zog im Jänner 1918 unter die Debatte den 
Schlussstrich: „Die Männerfrage ist jetzt wichti-
ger und aktueller als die Frauenfrage.“26 Dieser 
Gegnerschaft entsprechend war das Ministeri-
um bereits damit beschäftigt, eine andere Idee 
aufzugreifen, die Antwort auf gleich zwei 
Kriegswirkungen geben sollte, ohne das Jusstu-
dium preiszugeben: nämlich auf die Bildungs-
bestrebungen der Frauen und auf die fehlenden 
internationalen Allianzen Österreich-Ungarns. 

III. „Frauenstudium“  
Staatswissenschaften?27 
Bereits im Mai 1905 hatte das Professorenkolle-
gium der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Deutschen Universität Prag die 
Idee zur Einführung eines staatswissenschaftli-
chen Studiums aufs Tapet gebracht. Denn man 
hatte erkannt, dass es mittlerweile etliche Berufe 
gäbe, in denen „grössere Kenntnisse in den 
staatswissenschaftlichen Fächern, häufig mit 
einem Vorwiegen der Ausbildung in den öko-
nomischen Wissenschaften erforderlich [sind], 
während zivilistische Kenntnisse kaum verwer-
tet werden können“, etwa in den Handelskam-
mern, Interessensverbänden, Gewerkschaften, 
im Banken- und Versicherungswesen, im dip-
lomatischen Dienst oder auch im Journalismus28. 
Der Kommissionsbericht des Prager Professo-
renkollegiums erging an das k.k. Ministerium 
für Cultus und Unterricht in Wien, das nach 
überwiegend negativen Stellungnahmen der 
juridischen Fakultäten des Reiches dem Prager 

                        
26 REITZER, Rechtsakademie 27. 
27 Dazu ausführlich: EHS, Staatswissenschaften. 
28 Vgl. Bericht der Kommission der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Deutschen 
Universität Prag, ÖStA, AVA, Fasz. 2599, Az. 
2971/1906. 

Antrag per 16. März 1912 nicht Rechnung tragen 
konnte. 

Erst im Ersten Weltkrieg, im März 1917, wurde 
ein neuerlicher Anlauf zur Schaffung eines 
staatswissenschaftlichen Studiums unternom-
men, als die Wiener Professoren Bernatzik, Wie-
ser, Menzel, Schwind und Grünberg die Ideen 
der Deutschen Universität Prag aufgriffen29. Ihr 
Antrag spiegelt die durch den Krieg veränder-
ten Umstände wider: Er intendierte einerseits, 
das Studium der Staatswissenschaften insbe-
sondere für Ausländer zu schaffen, um durch 
die Ausbildung ausländischer Studenten diplo-
matische Beziehungen zu knüpfen respektive 
diese zu festigen. Der Mangel an solchen Bezie-
hungen war nämlich im Ersten Weltkrieg ekla-
tant geworden. Das politische Motiv war, den 
Einfluss in den Balkanländern zu sichern, dar-
über das Bündnis mit Bulgarien und dem Os-
manischen Reich zu stärken. Andererseits sollte 
das staatswissenschaftliche Doktorat gerade 
auch Frauen zugänglich sein, die ja sonst an der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät 
noch nicht zugelassen waren. 

Entsprechend entrüstet zeigten sich Teile der 
Frauenbewegung, die ihre juristischen Bil-
dungsbestrebungen in ein Studium kanalisiert 
sahen, das ihnen lediglich juristische Halbbil-
dung zuerkennen wollte und dessen Abschluss 
jedenfalls nicht zum Eintritt in den höheren 
Staatsdienst befähigte. Denn das Doktorat der 
Staatswissenschaften verzichtete auf rechtshisto-
rische und vor allem auf zivilistische Fächer, 
beanspruchte auch nur sechs Semester und war 
daher eher eine Ausbildung zur wissenschaft-
lich gebildeten Hilfskraft denn zur vollwertigen 
Kollegin. 

Doch es sollte ohnehin bis nach Kriegsende und 
Untergang der Monarchie dauern, das Dok-
toratsstudium der Staatswissenschaften einzu-

                        
29 Vgl. Bericht des Professorenkollegiums, ÖStA, 
AVA, Fasz. 2599, Az. 25039/1916. 
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führen30. Da 1919 zugleich schließlich auch die 
Zulassung der Frauen zum Rechtsstudium er-
folgte31, strich Unterstaatssekretär Otto Glöckel 
in seiner Rede vor dem Kabinettsrat nur mehr 
den Aspekt der Auslandsbeziehungen hervor: 
„Die Einrichtung dieses Doktorates kann auch 
als wesentlicher Faktor bei der Erfüllung der 
Kulturmission, welche Deutschösterreich ge-
genüber den Balkanländern und dem nahen 
Oriente zukommt, gewertet werden […] Die 
Schaffung einer solcher Anziehungskraft unse-
rer Hochschulen für die Studierenden aus dem 
Osten würde für Deutschösterreich auch von 
einer nicht zu unterschätzenden Bedeutung in 
politischer und ökonomischer Beziehung sein“32. 

In derselben Sitzung des Kabinettsrats unter 
dem Vorsitz von Karl Renner wurde am 
29. April 1919 als Tagesordnungspunkt 14 auch 
die Zulassung der Frauen zum Rechtsstudium 
beschlossen33 und damit begründet, dass „die 
Gleichberechtigung der beiden Geschlechter im 
öffentlichen Leben zur Tatsache geworden war“, 
wie auch schon die Einführung des Frauenwahl-
rechts im Jahr zuvor verdeutlicht hatte. Außer-
dem gab man sich überzeugt, dass „die Mitar-
beit der Frauen zur Lösung der volkswirtschaft-
lichen und sozialen Probleme“34 gerade in der 
Nachkriegszeit unverzichtbar sei. Zu diesem 
Wandel in der Universitätspolitik trug maßgeb-
lich die sozialdemokratische Regierungsbeteili-
gung bei. 

Somit gab es ab dem Sommersemester 1919 an 
den drei (deutsch-)österreichischen Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultäten zwei Studi-
engänge: das Studium der Rechte und das Stu-
dium der Staatswissenschaften. Beide waren 

                        
30 StGBl. 249/1919. 
31 StGBl. 250/1919. 
32 Otto Glöckel, Auszug für den Vortrag im Kabinetts-
rate, ÖStA, AVA, Fasz. 2599, Az. 6484/1919. 
33 Vgl. BERGER, Fräulein Juristin. 
34 Kabinettsprotokoll Nr. 65, ÖStA, AVA, Fasz 2599, 
Az. 6484/1919. 

Frauen gleichermaßen zugänglich und schon im 
Juni 1920 promovierte Helene Lieser35 zur ersten 
österreichischen Doktorin der Staatswissen-
schaften; fast genau ein Jahr später folgte Mari-
anne Beth als erste österreichische Doktorin der 
Rechte. Dennoch standen die Staatswissenschaf-
ten bald im spöttischen Ruf, ein Frauenstudium 
zu sein, obwohl ein Vergleich der Absolventin-
nenzahlen dies deutlich widerlegt.36 Tatsächlich 
war die Verteilung zwischen Rechts- und 
Staatswissenschaften in absoluten Zahlen in den 
ersten Jahren ziemlich ausgeglichen und neigte 
sich Ende der 1920er und insbesondere in den 
1930er Jahren deutlich Richtung Rechtswissen-
schaften – wenn auch auf insgesamt niedrigem 
Niveau, denn der Anteil von Studentinnen an 
der Wiener Rechts- und Staatswissenschaftli-
chen Fakultät betrug in den 1920er Jahren kon-
stant 5 bis 6 % und stieg seit Ende der 1920er 
Jahre kontinuierlich auf 9 bis 10 % an. 

Die Bezeichnung „Frauenstudium“ hielt sich 
über die Jahre hinweg hartnäckig, sodass über 
die Gründe der Schmähung nur Mutmaßungen 
angestellt werden können: Sollte mit dieser Titu-
lierung vielleicht weniger eine Aussage über die 
tatsächliche Geschlechterverteilung getroffen als 
vielmehr eine Abwertung intendiert werden? 
Immerhin galt es, für die Absolventen der 
Rechtswissenschaften die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt wenigstens durch üble Nachrede 
zu entschärfen. Denn die expandierende Bil-
dungsbeteiligung der Frauen verschärfte den 
Kampf um die Arbeitsplätze. Die durch die 
weibliche Erwerbsarbeit während des Ersten 
Weltkrieges erstarkte Frauenbewegung, die 
umso vehementer an die Universitäten drängte, 
sollte in die Staatswissenschaften gedrängt wer-
den, um sie vom Rechtsstudium abzuhalten. 
Denn das Studium der Rechte war immerhin 

                        
35 Zu Liesers Vita siehe näher EHS, Vertreibung. 
36 Vgl. EHS, Staatswissenschaften.  
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Voraussetzung für das Richteramt, den An-
waltsberuf und den höheren Staatsdienst. 

IV. Rechtsakademie für Frauen 
Neben den genannten Petitionen und Denk-
schriften hatte es während des Ersten Weltkrie-
ges noch öffentlichkeitswirksamere zivilgesell-
schaftliche Maßnahmen gegeben, um auf eine 
Zulassung der Frauen zum Rechtsstudium zu 
drängen. Ausdrücklich als Protestmaßnahme 
gegen die Untätigkeit des Unterrichtsministeri-
ums wurde in Wien eine „Rechtsakademie für 
Frauen“ als private Hochschule gegründet und 
am 9. Dezember 1917 feierlich eröffnet. Auch 
hier federführend war wieder einmal Edmund 
Bernatzik. Der Rechtsprofessor, der den Aus-
schluss der Frauen vom Jusstudium als verfas-
sungswidrig qualifizierte, war 1901 dem Verein 
für erweiterte Frauenbildung beigetreten, wo er 
unter anderem Genia Schwarzwald kennenlern-
te, die in jenem Jahr das Mädchenlyzeum am 
Wiener Franziskanerplatz übernommen hatte. 
Schwarzwald sollte eine wichtige Rolle in der 
Frauenbildung, gerade auch hinsichtlich des 
rechtswissenschaftlichen Studiums spielen. 
Denn die in ihrer Schulanstalt angebotenen 
Fortbildungskurse waren laut Holmes „wichtige 
Teilerfolge im Zermürbungskrieg um Gleichbe-
rechtigung in der Bildung“37 und sind rückbli-
ckend als Vorläufer der Rechtsakademie für 
Frauen zu sehen. 

Außeruniversitäre rechts- und staatswissen-
schaftliche Bildung durch Hochschuldozenten 
wie Carl Grünberg, Hans Kelsen und Ludwig 
Mises hatten Frauen zwar bereits zuvor erhal-
ten, insbesondere in der Wiener Volksbildung, 
allen voran am Volksheim38 oder auch im 
„Athenäum“, der sogenannten Frauenhochschu-

                        
37 HOLMES, Schwarzwaldschule 102. 
38 Vgl. EHS, Kelsen und politische Bildung. 

le39, doch die Rechtsakademie professionalisierte 
die Ausbildung durch Erstellung eines universi-
tätsähnlichen Curriculums. Auf Initiative Genia 
Schwarzwalds wurden in den Jahren 1918 und 
1919, also bis zur Öffnung der Juridischen Fa-
kultäten, in den Räumlichkeiten der Schwarz-
waldschule Rechtskurse für Frauen veranstaltet. 
Ihr Leiter war Edmund Bernatzik, der vom Ehe-
paar Genia und Hermann Schwarzwald unter-
stützt wurde. Dem geschäftsführenden Aus-
schuss gehörten weitere prominente Professoren 
der Wiener Rechtsfakultät an, nämlich Josef 
Hupka, Wenzel Graf Gleispach, Hans Kelsen 
und Othmar Spann. Gelehrt wurde in seminaris-
tischem Unterricht insbesondere das positive 
Recht. In vier Semestern sollten die Studentin-
nen berufsbegleitend (täglich von 17:00 bis 20:00 
Uhr) einen Einblick in folgende Rechtsgebiete 
erhalten: römisches Recht, Strafrecht und Straf-
prozessrecht, Nationalökonomie, Volkswirt-
schaftspolitik, bürgerliches Recht, Handels- und 
Wechselrecht, Zivilprozess- und Konkursrecht, 
Sozialpolitik, Völkerrecht, Staats- und Verwal-
tungsrecht sowie Finanzwissenschaft, Statistik 
und Versicherungsrecht. Rechtsgeschichte und -
philosophie waren nicht Bestandteil des Lehr-
plans, der somit auffällige Ähnlichkeit mit dem 
in jenen Jahren diskutierten und im April 1919 
schließlich eingeführten Studium der Staatswis-
senschaften aufwies. 

Die Kritik, die Teile der Frauenbewegung den 
Staatswissenschaften entgegenbrachten, traf 
folglich auch auf die Rechtsakademie zu, näm-
lich dass Frauen dadurch der Zugang zum 
Rechtsstudium erschwert würde, weil man dem 
Ministerium den Ausweg eröffnete, diese Be-
schwichtigungsstrategie zu wählen. Der in 
Frauenrechtsfragen äußerst progressive Grazer 
Professor für Römisches Recht sowie Handels- 
und Wechselrecht, Gustav Hanausek, sah in der 
Rechtsakademie eine Gefahr der Erschwerung 

                        
39 Vgl. FELLNER, Athenäum. 
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in der Zulassung von Frauen zum universitären 
Rechtsstudium und bemängelte sie als Ausbil-
dungsstätte für „Halbjuristinnen“40. Selbst Kriti-
ker des Frauenstudiums wie Wilhelm Siegel 
gaben zu bedenken, dass die Rechtsakademie 
Frauen einen Bärendienst erweisen würde: 
„Dann wird der Besuch der Akademie eine ein-
gebildete Ausbildung und eine ausgebildete 
Einbildung für die Modefeen und eine schwere 
Enttäuschung und wirtschaftliche Schädigung 
für die von wahrhaftem Streben beseelten Frau-
en bedeuten, denen man den Zutritt zum or-
dentlichen Rechtsstudium versperrt und einen 
‚Universitätsersatz’ hinwirft, damit sie einige 
Zeit Ruhe geben.“41 

In der Tat musste auch Edmund Bernatzik zu-
geben, dass die Rechtsakademie lediglich „hö-
her qualifizierte Hilfsarbeiterinnen“ hervorbrin-
gen würde.42 So war sie eher auch als Vorbil-
dungsstätte konzipiert, um den Frauen – wenn 
es dann so weit ist – den Eintritt ins Rechtsstu-
dium zu erleichtern. Marianne Zycha, Vor-
standsmitglied des „Allgemeinen Österreichi-
schen Frauenvereins“, meinte deshalb gegen-
über den Kritikern: „Die vielleicht nicht glückli-
che Gründung der Rechtsakademie war eben ein 
Akt der Notwehr und der Not“43. Und „Der 
Bund“, das Zentralblatt des Bundes österreichi-
scher Frauenvereine, sah den großen Nutzen der 
Rechtsakademie darin, dass dort „auch die Waf-

                        
40 HANAUSEK, Rechtsstudium der Frauen 12. Die 
Gründung der Rechtsakademie hatte Hanausek, da-
mals Dekan der Grazer Juridischen Fakultät, veran-
lasst, im Jänner 1918 im Professorenkollegium den 
Antrag auf Zulassung der Frauen zum Rechtsstudium 
zu stellen. Doch mit Rücksicht auf die Kriegsteilneh-
mer und -heimkehrer blieb dieser Grazer Antrag 
ebenso erfolglos wie bereits jener von Joseph Alois 
Schumpeter im November 1916 (vgl. ZIEGERHOFER, 
Zulassung der Frauen). 
41 SIEGEL, Korrespondenz 161. 
42 BERNATZIK, Eine Rechtsakademie für Frauen. 
43 ZYCHA, Rechtsakademie für Frauen 16. 

fen für den Kampf gegen die Tore der Hoch-
schule geschmiedet werden“44. 

Zweifellos war die Rechtsakademie ein Resultat 
des Ersten Weltkrieges und der gesellschaftli-
chen Umwälzungen, denn: „Da die staatliche 
Unterrichtsverwaltung die Frauen zum Studium 
an den juristischen Fakultäten bisher nicht zuge-
lassen hat, muß eben private Initiative dem in 
diesem Kriege besonders stark sich geltend ma-
chenden Bedürfnis entgegenkommen.“45 Ber-
natzik führte auch hier wieder die Kulturfrage 
ins Treffen und erklärte, die Rechtsakademie 
wolle bloß jenen Zeitraum überbrücken, bis man 
Frauen das universitäre Rechtsstudium erlaube: 
„Aber bis sich dieses Ereignis – aller Wahr-
scheinlichkeit nach erst, nachdem sämtliche 
zivilisierte Staaten der Welt, Ungarn mit inbe-
griffen, uns darin vorausgegangen sind – voll-
zogen haben wird, so lange wollen wir nicht 
warten.“46 Die Hervorhebung Ungarns bezog 
sich darauf, dass Budapest der Zulassung von 
Frauen zum Rechtsstudium in jenen Tagen tat-
sächlich ein Stück näher war als Wien. Denn 
MNSz, der Bund der Frauenvereine Ungarns, 
hatte ebenso wie die Juridische Fakultät der 
Universität Budapest im Herbst 1917 einen ent-
sprechenden Antrag im Unterrichtsministerium 
eingebracht47, das damals unter der Leitung von 
Graf Albert Apponyi stand, der wiederum Ehe-
mann der MNSz-Vorsitzenden war. Apponyi 
brachte die Vorlage ein, fand auch die Unter-
stützung des Ministerrats, einzig die Unter-
zeichnung durch den König, also König Karl IV. 
von Ungarn (i.e. Kaiser Karl I. von Österreich), 
erfolgte nie48. 

Edmund Bernatzik, der der Frauenbewegung 
stets akademische Argumentationshilfe geleistet 
hatte, sollte zwar noch den Untergang der Mo-

                        
44 ANONYMA/ANONYMUS, Notiz [2]. 
45 BERNATZIK, Rechtsakademie für Frauen. 
46 BERNATZIK, Eine Rechtsakademie für Frauen. 
47 ANONYMA/ANONYMUS, Notiz [3]. 
48 ZIMMERMANN, Die bessere Hälfte. 
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narchie und die Geburt der Republik erleben, 
doch nicht mehr die Zulassung der Frauen zum 
Rechtsstudium. Er verstarb am 30. März 1919 
und damit nur knapp einen Monat vor der Be-
schlussfassung im Kabinettsrat. Mit der Mög-
lichkeit eines ordentlichen Studiums der Rechte 
endete auch die Existenz der Rechtsakademie; 
doch Bernatziks Tochter, Marie Hafferl, war eine 
der allerersten Doktorinnen der Rechte. 

V. Conclusio:  
Die Kultur (in) der späten  
Habsburger Monarchie 
Die Verteidigung des Rechtsstudiums als Män-
nerbastion lässt sich nicht zuletzt mit dem 
Kriegsverlauf für Österreich-Ungarn erklären. 
Die Rechtswissenschaften sind seit jeher system-
relevant und verheißen Macht, berechtigte doch 
bis weit ins 20. Jahrhundert allein der Titel Doc-
tor iuris zum Eintritt in den höheren Staats-
dienst; und auch die führenden Politiker jener 
Jahre rekrutierten sich aus den Rechtsfakultäten. 
„Die der Obrigkeit und Macht verpflichteten 
juristischen Berufe galten als männliche Domäne 
schlechthin“49, fasst Jutta Limbach zusammen. 
Der Zugang zum Wissen über Recht und Staat 
befähigte damit zum Handeln in Recht und 
Staat. Dieses Handeln wurde umso bedeuten-
der, als sich die Habsburger Monarchie allmäh-
lich aufzulösen begann. Es war daher aus Sicht 
des Unterrichtsministeriums undenkbar, Frauen 
zum Rechtsstudium zuzulassen, zumal man 
ihnen gegenüber zahlreiche Vorurteile wie zum 
Beispiel mangelnde Denkfähigkeit oder den 
Hang zum Pazifismus hegte. Hätte man eine 
Verweiblichung und Verweichlichung zulassen 
können in einem Krieg der „Stahlgestalten“?50 

                        
49 LIMBACH, Erste Juristinnen 260. 
50 Vgl. JÜNGER, In Stahlgewittern. Dazu näher EHS, 
Steeling the Body for War. 

Zwar hatte sich Österreich-Ungarn seit 1871 
selbst als Kulturstaat, als erzieherisches, ja weib-
liches Pendant zum männlichen preußischen 
Machtstaat dargestellt51, worauf schließlich auch 
die kulturellen Argumente der Befürworter der 
Universitätsöffnung für Frauen rekurrierten; 
doch im Krieg zählten diese soft skills nicht. 
Frauenerwerbsarbeit war für die Aufrechterhal-
tung der Kriegswirtschaft unentbehrlich gewe-
sen52, es wurde aber erwartet, dass Frauen nach 
dem Krieg und der Rückkehr ihrer Männer wie-
der ihren „natürlichen“ Platz bei Herd und Kin-
dern einnehmen. 

Darüber hinaus entsprach die Eigencharakteri-
sierung als Kulturstaat keineswegs der Realität. 
Mit ihren Petitionen und Eingaben, die immer 
auch auf das Kulturargument zurückgriffen, 
stellten die Frauenvereine den Kulturstaat Ös-
terreich nicht nur in Frage, sondern bloß. Öster-
reich-Ungarn war nicht nur eine wirtschaftlich 
unterentwickelte Gesellschaft53, sondern auch in 
politischer und kultureller Hinsicht rückständig, 
wie einigen Abgeordneten bereits damals klar 
war: „Wenn wir den ganzen Umkreis der be-
wohnten, civilisierten Erde durchsehen, werden 
wir finden, daß heute von allen Staaten nur noch 
Österreich und Deutschland auf dem Stand-
punkt stehen, der weiblichen Jugend das Uni-
versitätsstudium zu verwehren […] (E)s ist ein 
eigenthümliches Schicksal, welches dieses Reich 
in seinen Institutionen verfolgt, daß es nämlich 
immer als letzter im ABC vorkommt, wenn es 
sich um einen wirklich humanitären und wis-
senschaftlichen Fortschritt auf irgendeinem Ge-

                        
51 Zu dieser Genderperspektive der Machtverhältnisse 
siehe REYNOLDS, Kavaliere, Kostüme, Kunstgewerbe 
249ff. 
52 Im Jänner 1918 sollte gar eine allgemeine Arbeits-
pflicht eingeführt werden (vgl. AUGENEDER, Arbeite-
rinnen im Ersten Weltkrieg). 
53 „On the eve of the first world war the land of the Austro-
Hungarian Monarchy can be considered as scarcely more 
than a huge, economically under-developed area” (MÄRZ, 
Some economic aspects 124). 
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biet handelt“,54 beklagte der Abgeordnete 
Kaunic schon 1895. Johann Dvořák zeigt in die-
sem Zusammenhang eindrücklich, „daß Mittel-
europa nicht durch das Geschlecht der Habs-
burger kultiviert, sondern im Gegenteil von 
diesem einst in eine barbarische Epoche zurück-
geworfen worden ist“55. Bernatzik, Hafferl, 
Schiff und viele andere wiesen auf einen Aspekt 
dieser kulturellen (und zugleich auch wirt-
schaftlichen) Rückständigkeit hin, indem sie sich 
über die Universitäts- und Bildungspolitik und 
mangelnde Geschlechtergleichstellungsmaßnah-
men empörten; und sie taten dies gerade in der 
Konkurrenzsituation des Krieges mit besonderer 
Vehemenz. 

Somit hatte der Erste Weltkrieg zwar kulturelle 
Umbrüche angeregt und zu Tage gefördert, 
gerade auch in der Frauenbewegung, ihre Ak-
zeptanz hinkte aber hinterher. Der Widerstand, 
der sich zuerst gegen Frauen im Rechtsstudium 
gerichtet hatte, verlagerte sich nach der Öffnung 
der Juridischen Fakultäten darauf, Frauen den 
Zugang zu entsprechenden Berufen zu erschwe-
ren. „Wir sehen den Frauen alle Wege, die vom 
Rechtsstudium ins tätige Leben führen, ver-
rammelt und verlegt“, resümierte die „Arbeiter-
Zeitung“ am 27. April 1919. Zwar gab es in der 
Ersten Republik kein Gesetz, das Frauen den 
Staatsdienst verweigerte, doch in der Praxis 
wurde weiterhin Männern der Vorzug gegeben. 
Seit 1921 waren Frauen zur Gerichtspraxis zuge-
lassen, die ersten Richterinnen wurden aller-
dings erst 1947 bestellt. Auch an der Fakultät 
selbst sollte es einen weiteren Krieg dauern, bis 
1946 eine Frau, Sibylle Bolla-Kotek, die Lehrbe-
fugnis erhielt, und weitere zwölf Jahre, bis sie 
zur ersten ordentlichen Professorin der Wiener 

                        
54 Wenzel Graf Kaunic, Wortmeldung in der 409. 
Sitzung der XI. Session des Abgeordnetenhauses, 
9. 7. 1895, Sten.Prot., Sitzungsprotokoll, S. 20208. 
55 DVOŘÁK, Politik und die Kultur der Moderne 11.  

Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät 
ernannt wurde.56 
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